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Drucksache V/1107 


Der Bundesminister für Verkehr 

StB 4 - Ar - 4045 Bd 66 


Bonn, den 10, November 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Schutz von Mensch und Tier auf Verkehrswegen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wupper- 
tal), Bading, Mertes und Genossen 
- Drucksache V/1034 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

1. Ist ihr bekannt, daß — ausgenommen die Aufstellung von 
Sperrzäunen — die bisher getroffenen Maßnahmen 
— Aufstellung der Verkehrszeichen „Wildwechsel", 

— Aufstellung reflektierender Leuchtstäbe, 

— Ausholzung der Straßenränder, 

— Geschwindigkeitsbegrenzungen 

nicht den gewünschten Erfolg hatten und z. B. auf der Bundes- 
straße B 257 innerhalb des Landschaftsschutzgebietes Kotten- 
forst in den Jahren 1962 und 1963 nach amtlichen Feststellungen 
bei jedem fünften Verkehrsunfall Wild beteiligt war? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß mit der Aufstellung des 
Warnzeichens „Wildwechsel" die Verkehrsunfälle durch über 
die Straße wechselndes Wild nicht verhütet werden können. 
Eine klare Warnung ist leider bei uns keine Sicherheit, daß 
sie auch befolgt wird. Erfahrungsgemäß werden daher diese 
Unfälle zum erheblichen Teil leider dadurch verursacht, daß 
die Kraftfahrer das Warnzeichen zu wenig beachten, insbe- 
sondere ihre Geschwindigkeit nicht genügend herabsetzen oder 
angeordnete Geschwindigkeitsbeschränkungen nicht einhalten. 

Auch mit reflektierenden Einrichtungen und durch Ausholzun- 
gen der Straßenränder kann das Wild nicht von der Straße 
ferngehalten werden. Das haben die im Auftrag des Bundes- 
ministers für Verkehr durchgeführten Untersuchungen in den 
vergangenen Jahren gezeigt. 

Die Wirkung des gelben Scheinwerferlichtes ist bereits in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages am 15./16. Juni 1966 
behandelt worden. Auf die Frage „Wie beurteilt die Bundes- 
regierung die vom Deutschen Jagdschutzverband auf seiner 
letzten Bundestagung erhobene Forderung, für Kraftfahrzeuge 
gelbes Scheinwerferlicht vorzuschreiben?" hat der Bundes- 
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minister für Verkehr folgende Antwort gegeben: „Mit dem 
Deutschen Jagdschutzverband habe ich wegen der Durchfüh- 
rung von Versuchen mit Gelblicht zuletzt im Mai 1965 in Ver- 
bindung gestanden. Das Ergebnis der Versuche und der er- 
wähnte Beschluß in der letzten Bundestagung des Deutschen 
Jagdschutzverbandes sind mir nicht bekannt. Es fehlen z. B. 
noch jegliche Unterlagen darüber, ob und inwieweit die Licht- 
farbe das Verhalten des Wildes beeinflußt und ob das Ver- 
bleiben des Wildes im Lichtkegel des Scheinwerfers tatsäch- 
lich auf Blendung zurückzuführen ist." An dieser Sachlage 
hat sich bisher nichts geändert. 

Die Ursache für die an der B 257 innerhalb des Landschafts- 
schutzgebietes Kottenforst entstandenen Verkehrsunfälle und 
Wildverluste müssen zu einem großen Teil auf die nicht ge- 
nügende Beachtung der Verkehrszeichen zurückgeführt werden. 


2. Ist sie bereit, in Zusammenarbeit mit den Ländern 

a) die für Mensch und Tier besonders gefährlichen Verkehrs- 
wege im Bundesgebiet und den Grad ihrer Gefährdung er- 
ermitteln zu lassen, 

b) über die Erfahrungen bei den Versuchen zur Gefahrenab- 
wendung (z. B. Sperrzäune, Wildtunnel, Gelblicht), umfassend 
zu berichten, 

c) bis zum Abschluß der Ermittungen nach b) vorläufige Maß- 
nahmen nur an Hand eines nach den Ergebnissen zu a) auf- 
zustellenden Planes — ohne Anerkennung einer Rechts- 
pflicht — unter besonderer Berücksichtigung der Schwer- 
punkte weiterzuführen ? 

Nach bisher vorliegenden Erfahrungen kann erwartet werden, 
daß Wildsperrzäune dazu geeignet sind, das Wild in hohem 
Maße von der Straße fernzuhalten. Der Bundesminister für 
Verkehr beabsichtigt, in Zusammenarbeit mit den Ländern, 
ein Versuchsprogramm an Bundesautobahnen durchzuführen, 
um weitere Erfahrungen zu sammeln und an Hand eines 
statistisch gesicherten Materials zu prüfen, ob sich die durch 
Wild verursachten Verkehrsunfälle durch die Aufstellung von 
Wildsperrzäunen wirksam einschränken lassen. Aus diesem 
Grunde wurden bereits verschiedene Streckenabschnitte der 
Bundesautobahnen versuchsweise mit Wildsperrzäunen ver- 
sehen. Dabei wird auch die zweckmäßigste Ausführung der 
Zäune gegenüber den verschiedenen Wildarten und bezüglich 
der Unterhaltung überprüft. 

Welche Strecken der Bundesfernstraßen als gefährdet gelten, 
erfährt die Bundesregierung durch Berichte der Auftragsver- 
waltungen. In das Versuchsprogramm werden nur Strecken- 
abschnitte einbezogen, die durch Wildwechsel besonders ge- 
fährdet sind. Deshalb dürfte dem in der Frage 2.a) geäußerten 
Wunsche, die für Mensch und Tier besonders gefährlichen 
Verkehrswege im Bundesgebiet zu ermitteln, bei den Bundes- 
fernstraßen Rechnung getragen sein. 
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Nach Abschluß der Versuche, für die eine Zeit von minde- 
stens zwei Jahren angesetzt werden muß, wird dann entsprechend 
der Frage 2. b) über das Ergebnis umfassend berichtet werden 
können. 

Die mit der Frage 2. c) angesprochenen vorläufigen Maßnahmen 
werden gleichfalls durch das Versuchsprogramm erfaßt. 

In diesem Zusammenhang darf jedoch darauf aufmerksam ge- 
macht werden, daß die Aufstellung von Wildsperrzäunen 
haushaltsmäßig noch gewisse Schwierigkeiten bereitet, da die 
völlige Ausschaltung der Gefahr des Wildwechsels bisher nicht 
zur Straßenbaulast gehört. Die Verkehrssicherungspflicht gilt 
nämlich nach den derzeitigen Rechtsgrundsätzen bereits durch 
die Aufstellung des Warnzeichens „Wildwechsel" als erfüllt. 
Für die Durchführung des genannten Versuchsprogramms 
müssen daher die haushaltsmäßigen Voraussetzungen noch 
geschaffen werden. 

Seebohm 
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